Zusatzvereinbarung Bieler Wahlen 2012 zwischen „Bienne solidaire“ (SP und Grüne) sowie Gewerkschaftsbund Biel-Lyss-Seeland

Die Vereinbarung hat zum Zweck, zentrale Anliegen gewerkschaftlicher Politik durch Bündelung der Kräfte mit den linken Parteien besser umzusetzen. Dazu arbeiten die SP und die Grünen mit den Gewerkschaften zusammen, um bei den Gemeindewahlen 2012 im Stadt- und im Gemeinderat die politische Mehrheit zu erlangen und das Stadtpräsidium mit Erich Fehr zu halten. Der GBLS unterstützt die gesamte Liste „Bienne solidaire“, welche die Bezeichnung „Gewerkschaften“ benützen kann, und bewirbt diese in seiner Wahlwerbung. Im Rahmen dieser Zusammenarbeit soll einerseits das Gemeinsame immer wieder bewusst gesucht werden. Andererseits soll die Vereinbarung den Partnern genügend Spielraum lassen, damit sie ihre Identität bewahren können. Unabhängig von der elektoralen Zielsetzung soll die Zusammenarbeit im Hinblick auf das Hauptziel während der Legislatur 2013-2016 im offenen Austausch weiter entwickelt und gestärkt werden. Die GemeinderätInnen von SP/Grüne verpflichten sich zu einem Austausch mindestens zweimal pro Jahr mit einer GBLS-Delegation.

Gemeinsame Forderungen GBLS/SP/Grüne:
· Für einen starken Service Public:
Gegen Privatisierungen und Ausgliederungen städtischer Betriebe und Abteilungen
Klares Bekenntnis zum Service Public im Sinne öffentlich erbrachter Dienstleistungen, demokratisch kontrolliert und unter guten Arbeitsbedingungen
· Fortschrittliche Energie- und Industriepolitik:
Energiewende vorantreiben
Solaranlagen auf geeigneten öffentlichen Gebäuden und Standorten
Öffentliche Investitionen im Bereich der Ökologie
Aktive Industriepolitik: Förderung der Ansiedlung von Unternehmen und Bildungsinstitutionen durch Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen etwa im Bereich der Bodenpolitik.

· Gute Arbeitsbedingungen für das Personal und eine gute Sozialpartnerschaft:
Keine Personalreduktion
Reallohnerhöhungen und Lohnentwicklung
Reduktion der Mandate zu Gunsten regulärer Stellen
Schaffung von zusätzlichen Lehrstellen sowie Weiterbeschäftigung der Lehrabgehenden bis 2 Jahre nach Lehrende
Bereitstellung von Arbeitsplätzen für Behinderte und wenig Qualifizierte
Aktive Förderung von Frauen zur Befähigung für Leitungsfunktionen
Bedarfsgerechte Bereitstellung guter Weiterbildungs- und Qualifizierungsmöglichkeiten (inklusive Sprachkurse zur Förderung der Zweisprachigkeit)
Vereinbarkeit von Familie und Beruf fördern
· Schutz vor Lohndumping und prekären Arbeitsbedingungen:
Bekenntnis und Einsatz betreffend Mindestlöhne von zurzeit mindestens Fr. 4'000.- im Monat für alle
Förderung von Gesamtarbeitsverträgen (auch bei Ansiedlung neuer Firmen)
Solidarhaftung der Auftragnehmenden für Subunternehmen im Beschaffungswesen
Bei öffentlichen Aufträgen Bevorzugung von (möglichst regionalen) Unternehmen, die Gesamtarbeitsverträge einhalten

· Bessere Integration in Gesellschaft und Berufswelt: 
Ausbau der Mittel für eigene Beschäftigungsprogramme und Weiterbildungsangebote
Verstärkte Integration von MigrantInnen
Integration und Unterstützung von Ausgegrenzten
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